
  

 

Die DGPPN beteiligt sich seit vielen Jahren intensiv an der gesellschaftlichen Diskussion zum 

Thema Zwangsmaßnahmen und Fixierung in der Psychiatrie. Auch die Neuregelung der Psy-

chisch-Kranken-Gesetze wurde aktiv von ihr begleitet. Ihre Überzeugung: Vermeidung von 

Gewalt und Aggression in der Psychiatrie ist immer auch eine gesamtgesellschaftliche Auf-

gabe. Das Bundesverfassungsgericht schloss sich dieser Überzeugung mit einem maßgebli-

chen Urteil im Juli 2018 an, indem es klare Grenzen für die Anordnung von Zwang festlegte. 

Ein Schritt in die richtige Richtung. Die S3-Leitlinie der DGPPN mit Empfehlungen zur Ver-

meidung von Zwang unterstützt ihrerseits einen Wandel im Praxisalltag. Wegen seiner ho-

hen gesellschaftlichen Relevanz hat der diesjährige DGPPN Kongress das Thema „Zwang“ 

ganz oben auf die Agenda gesetzt. 

„Verhandeln anstatt Behandeln“ ist die Leitdevise, wenn es um den Umgang mit Menschen mit 

schweren psychischen Erkrankungen geht. Die Fachwelt ist sich einig: Zwangsmaßnahmen sollten 

nur dann in Betracht gezogen werden, wenn eine Eigen- oder Fremdgefährdung in gefährlichen Si-

tuationen nicht auch durch andere, geringere menschenrechtliche Eingriffe abgewendet werden 

kann. Diesen Anspruch zu erfüllen, ist nicht nur eine Frage ethischen Handelns, sondern auch ge-

eigneter Rahmenbedingungen. Sie müssen so gestaltet sein, dass ein menschenwürdiger, patienten-

orientierter Umgang in der Psychiatrie möglich ist. Wichtigste Voraussetzungen sind eine vertrau-

ensvolle, zugewandte Atmosphäre mit adäquater Architektur und ausreichend großen Räumlichkei-

ten sowie eine angemessene Personalausstattung und Finanzierung. Aber auch, dass das zuständige 

Personal umfangreich in Deeskalationstechniken geschult wird und Zwangsmaßnahmen bundes-

weit einheitlich dokumentiert werden. Grundsätzlich gilt, psychisch erkrankte Menschen haben in 

unserer Gesellschaft Anspruch auf größtmögliche Freiheit und Teilhabe. „Die richtige Maßnahme 

zu ergreifen, um eine drohende, krankheitsbedingte Gefahr für sich oder andere auszuschließen, ist 

immer und in allen Bereichen eine besondere Herausforderung in der medizinischen Versorgung. 

Besonders die Psychiatrie rückt bei diesen Fragen häufig in den Blickpunkt“, stellt Professor Arno 

Deister, Präsident der DGPPN, fest und betont, „dieses Thema ist aber insgesamt gesellschaftlich zu 
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diskutieren. Politik und Gesetzgeber sind hier zuallererst aufgefordert, angemessene Rahmenbedin-

gungen zu schaffen.“  

2018 war bundesweit geprägt von zahlreichen Aktivitäten und wegweisenden Entscheidungen ein-

zelner Landesregierungen zur Neuregelung der Psychisch-Kranken-Gesetze (PsychKGs). Nicht zu-

letzt mit dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts wurden verbindliche Rechtsnormen für die An-

wendung von Zwangsmaßnahmen festgelegt. Aus aktuellem Anlass hat die DGPPN das Thema zu 

einem der Hauptthemen auf dem diesjährigen Kongress erklärt. Rund 20 Sessions geben Einblick 

in den komplexen Sachverhalt des Themas und beleuchten es von unterschiedlichen Seiten.  
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State of the Art – Maßnahmen und gesetzliche Regelungen 

Maßnahmen zur Abwehr einer krankheitsbedingten akuten Gefahr für sich oder andere sind eine 

besondere Herausforderung für alle medizinischen Fächer. Die Psychiatrie steht dabei häufig im 

Blickpunkt. Dieses Thema muss ein Thema der gesellschaftlichen Diskussion sein.  

Die DGPPN begrüßt das jüngste Urteil des Bundesverfassungsgerichts, Fixierungen im Rahmen der 

öffentlich-rechtlichen Unterbringung nur nach Richtervorbehalt zuzulassen. Damit wurden klare 

Grenzen für die Anordnung von Freiheitsentziehung festgelegt. Mit der S3-Leitlinie „Verhinderung 

von Zwang: Prävention und Therapie aggressiven Verhaltens bei Erwachsenen“ beschreibt die 

DGPPN einen Standard für Interventionen, die das Auftreten einer für den Patienten oder andere 

Personen gefährlichen Situation verhindern und Zwang grundsätzlich vermeiden helfen. Es wird 

hier deutlich gemacht, dass Freiheitsentzug durch Zwang nicht nur eine Frage der Grundrechte, 

sondern auch ethischen Handelns und der Menschenwürde ist. Deshalb muss die Grundlage und 

Legitimation allen psychiatrischen Tuns sein, die Selbstbestimmungsfähigkeit des Patienten zu er-

halten bzw. wiederherzustellen, wenn sie krankheitsbedingt aufgehoben ist. Im Sinne von „Verhan-

deln statt Behandeln“ sollten mit dem Patienten Behandlungsvereinbarungen getroffen und Krisen-

pläne zwischen psychiatrischen Professionellen und Menschen mit psychischen Erkrankungen zum 

Einsatz kommen. Ein völliger Verzicht auf Zwangsmaßnahmen ist jedoch in der Psychiatrie nicht 

einlösbar. Dieser Überzeugung folgt auch der Deutsche Ethikrat in seiner kürzlich veröffentlichten 

Stellungnahme und stellt klar, dass Zwang egal in welcher Situation nur als „Ultima Ratio“ ange-

wandt werden sollte. Insofern sollte der Impuls, der von der aktuellen Debatte um Zwang ausgeht, 

in erster Linie in Richtung Gesellschaft gehen und zu einem Umdenken beitragen. Es kann nicht 

sein, dass aufgrund von Personalmangel und einer schlechten Infrastruktur nicht alle Möglichkeiten 

ausgeschöpft werden können, um Zwang zu vermeiden. Aus-, Fort- und Weiterbildungscurricula 

müssen außerdem hinlänglich angepasst werden und Deeskalationstechniken sowie Strategien im 

Umgang mit aggressivem Verhalten miteinschließen. Gerichte allein kommen hier an ihre Grenzen. 
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Was bedeutet Vermeidung von Zwangsmaßnahmen für die Praxis – welche Möglichkeiten 

gibt es? 

Mit seinem Urteil zu Zwangsmaßnahmen hat das Bundesverfassungsgericht im Juli 2018 den Vor-

stellungen der DGPPN entsprochen: Freiheitsentziehende Maßnahmen unter Zwang dürfen dem-

nach in öffentlichen Einrichtungen grundsätzlich nur mit einem Richtervorbehalt zum Einsatz kom-

men. Da Zwangsmaßnahmen und Fixierung immer auch einen Eingriff in das Grundrecht auf die 

Freiheit einer Person darstellen, muss der oberste Grundsatz in der Versorgungspraxis sein, alle 

Möglichkeiten zur Vermeidung von Zwang auszuschöpfen. Eine gemeinsame Haltung aller psychi-

atrischen Professionellen und die Schaffung von Rahmenbedingungen, die eine zeitgemäße, patien-

tenorientierte und menschenwürdige Behandlung erst ermöglichen, sind dafür essentiell. Dies be-

trifft vor allem eine adäquate personelle, bauliche und finanzielle Ausstattung. Hinsichtlich präven-

tiv, deeskalierender Maßnahmen im direkten Umgang mit schwer psychisch Erkrankten gibt die 

von der DGPPN federführend herausgegebene S3-Leitlinie zur „Verhinderung von Zwang“ Orientie-

rungshilfe. Allen Empfehlungen liegt die Überzeugung zugrunde, dass Entscheidungen soweit mög-

lich gemeinsam mit dem Patienten getroffen werden. D. h. alle Maßnahmen, die geeignet sind, das 

Vertrauen und die Zusammenarbeit zwischen psychisch erkrankten Menschen, Angehörigen und 

Professionellen zu verbessern, wirken generalpräventiv gegenüber aggressiven und gewalttätigen 

Verhalten. Beispiele hierfür sind: teambezogene Schulungsmaßnahmen, Behandlungsvereinbarun-

gen, die regelhafte Einbeziehung von Angehörigen, Angebote unabhängiger Beschwerdeinstanzen, 

eine besondere Berücksichtigung geschlechts- und kulturspezifischer Bedürfnisse, aber auch Öf-

fentlichkeitsarbeit, Entstigmatisierung, Krisendienste, der Trialog und eine enge und vertrauens-

volle Kooperation im gemeindepsychiatrischen Hilfesystem. Ebenso gewaltpräventiv wirken sich 

ein ausreichend in Deeskalationstechniken qualifiziertes Personal und ein zeitgemäßes, auf aktuel-

ler wissenschaftlicher Basis ausgerichtetes therapeutisches Angebot aus. Träger psychiatrischer 

Einrichtungen sollten dafür Sorge tragen, diese Maßnahmen bzw. Verfahren umzusetzen und in 

den Versorgungsalltag zu integrieren.  
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Vermeidung von Zwang – Kernbotschaften der S3-Leitlinie der DGPPN 

Der Gesetzgeber hat psychiatrischen Kliniken die Aufgabe übertragen, Menschen, die aufgrund ei-

ner psychischen Erkrankung andere Menschen erheblich gefährden, zwangsweise unterzubringen 

und gegebenenfalls auch zu behandeln. Damit wird ein gewisses Aggressionspotenzial in psychiat-

rische Kliniken verlagert. Dort aber soll eine therapeutische Atmosphäre herrschen und Zwang 

möglichst vermieden werden. Das Bundesverfassungsgericht hat im Juli 2018 in einem viel beach-

teten Grundsatzurteil festgestellt, dass Fixierungen die eingreifendste Maßnahme seien und auch 

bei aggressivem Verhalten nur als „letztes Mittel“ in Frage kommen. Während das Bundesverfas-

sungsgericht dem Gesetzgeber damit die Linie vorgibt, beschreibt die S3-Leitlinie der DGPPN Maß-

nahmen zur praktischen Umsetzung. Die DGPPN-Leitlinie „Vermeidung von Zwang: Prävention und 

Therapie aggressiven Verhaltens bei Erwachsenen“ basiert auf einer Konsensbildung mit 22 Ver-

bänden und Fachgesellschaften.  

Die empfohlenen Maßnahmen reichen von der Diagnostik bei aggressivem Verhalten und die Prü-

fung der psychiatrischen Zuständigkeit über die angemessene Umgebungsgestaltung in psychiatri-

schen Kliniken und die therapeutische Beziehungsgestaltung bis hin zu Deeskalationstrainings, Be-

handlungsvereinbarungen, Patientenverfügungen und speziellen Schulungen ganzer psychiatri-

scher Teams. Für eine verträgliche und wirksame Behandlung mit Medikamenten werden zahlrei-

che Empfehlungen gegeben. Eine solche Behandlung benötigt aber, abgesehen von Notfällen, die 

Zustimmung des Patienten oder eine richterliche Entscheidung. Wenn sich Zwangsmaßnahmen 

nicht mehr vermeiden lassen, empfiehlt die Leitlinie, wie sie unter Wahrung der Menschenwürde 

durchgeführt werden sollten.  

Die Leitlinie soll Orientierung in dem Spannungsfeld zwischen der Achtung der Selbstbestimmung 

des Patienten, dem Handeln zum Wohl der Gesundheit und dem Schutz vor Gewalt geben. Sie 

macht aber auch sehr deutlich: Eine gute psychiatrische Versorgung, die diesen Herausforderungen 

gerecht werden kann, braucht eine gute Infrastruktur.  
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Die Würde wahren – Ansatzpunkte zur Vermeidung von Zwang in der Psychiatrie 

Nach wie vor wird erbittert darüber gestritten, ob Zwangsmaßnahmen in der Psychiatrie legitim 

sein können oder ob sie gegen die Menschenrechte verstoßen und somit in jedem Fall abzulehnen 

sind. Bei aller Gegensätzlichkeit der Standpunkte besteht heute immerhin Einigkeit darüber, dass 

die Anwendung von Zwang gegen psychisch kranke Menschen höchst problematisch ist, nicht sel-

ten (Re-)Traumatisierungen auslöst und das Vertrauen der Betroffenen in die psychiatrischen Hil-

fen untergräbt. Auch die Befürworter von Zwangsmaßnahmen sehen diese deshalb inzwischen nur 

noch als „ultima ratio“, als letztes Mittel, wenn alle anderen Möglichkeiten nachweislich ausge-

schöpft sind. Diese Sicht wurde kürzlich höchstrichterlich bestätigt.  

Somit rückt die Frage in den Fokus, welche konkreten Maßnahmen erforderlich sind, um Zwang 

gegen psychisch kranke Menschen zu vermeiden. Zentral ist dabei der gewählte Ansatzpunkt. 

Lange ging man davon aus, dass eine sog. Selbst- oder Fremdgefährdung, die Zwang erforderlich 

machen könnte, alleine im Patienten und seiner Erkrankung begründet sei. Inzwischen ist aber wis-

senschaftlich erwiesen, dass dafür eine Vielzahl von Umgebungsfaktoren relevant sind. Das ge-

samte Umfeld, gerade auch innerhalb einer psychiatrischen Klinik, die Haltung der Professionellen 

und ihre Beziehung zum psychisch erkrankten Menschen haben einen wesentlichen Einfluss auf die 

Entstehung von Aggression und Gewalt.  

Aus diesen Erkenntnissen folgen klare Forderungen: Die psychiatrischen Hilfen sind personen- und 

beziehungsorientiert zu gestalten. Es muss darum gehen, dem psychisch erkrankten Menschen das 

Erleben von Würde und Selbstachtung zu ermöglichen, ihm Hoffnung zu vermitteln und ihn stüt-

zend zu begleiten. Über den Umgang mit Zwang und Maßnahmen zu seiner Vermeidung muss 

volle Transparenz hergestellt werden, sowohl für jede Einrichtung als auch bundesweit. An For-

schungsprojekten und der Entwicklung von Leitlinien (nicht nur) zu diesem Thema sind Psychiatrie-

erfahrene zu beteiligen. Die Erfüllung dieser Kriterien stellt einen wichtigen ethischen Maßstab für 

das psychiatrische Versorgungssystem dar.  

 

 

www.dgppn.de 



  

 

Pressekonferenz 

„Ethik in der Psychiatrie: Ansätze zur Vermeidung von Gewalt und Aggression in der 

psychiatrischen Versorgung – Wie entstehen Zwangsmaßnahmen und wie können wir sie 

reduzieren?“ 

 

Moderation 

▪ Prof. Dr. Arno Deister 

 

Referenten 

▪ State of the Art – Maßnahmen und gesetzliche Regelungen 

Prof. Dr. Arno Deister, Präsident der DGPPN, Chefarzt des Zentrums für Psychosoziale Medizin, 

Klinikum Itzehoe 
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